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Vorbemerkung

Was würde in beschäftigungspolitischer Hinsicht 
passieren, wenn mehr Geld in das Gesundheits-
system fl ießen würde? Die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di und die Friedrich-Ebert-Stiftung ha-
ben Dr. Rudolf Zwiener vom Institut für Makro-
ökonomie und Konjunkturforschung (IMK) in der 
Hans-Böckler-Stiftung damit beauftragt, dieser 
Frage nachzugehen.

Diese Fragestellung wurde in dem gemeinsa-
men und noch laufenden Projekt „Soziale Ge-
sundheitswirtschaft“ entwickelt. In dem Projekt 
wird auf den Zusammenhang von Gesundheit, 
Wirtschaft, Beschäftigung und Qualifi zierung ein-
gegangen. Diesen Zusammenhang hat es schon 
immer gegeben. Er wird hier jedoch aus politischer 
und gewerkschaftlicher Perspektive neu akzen-
tuiert.

Im Projekt soll ein Konzept entwickelt wer-
den, das aufzeigt, welche Strategie sowohl zu 
 einer qualitativ höherwertigen gesundheitlichen 
Versorgung als auch zu steigender Beschäftigung 
und verbesserter Qualifi zierung führt. Es grenzt 
sich von Überlegungen ab, die ausschließlich 
Wirtschaftswachstum oder einseitige Einkom-
menserhöhungen bzw. Umsatzsteigerungen der 
Leistungsanbieter im Focus haben und daraus ab-
leiten, was zukünftige medizinische Bedarfe sind 
und wie darauf einzugehen ist. 

Zentral sind in unserem Projekt folgende 
konzeptionellen Überlegungen:

– Auszugehen ist von einem zunehmenden Be-
darf an medizinischen und nicht-medizini-
schen sowie pfl egerischen Leistungen.

– Alle Angebote müssen patientenzentriert sein 
und sich an der Verbesserung der Leistungen 
und Versorgung orientieren. 

– Gute Arbeit und die Qualifi zierung der Beschäf-
tigten im Gesundheitssystem spielen eine ent-
scheidende Rolle.  

– Auf die zuvor genannten Aspekte müssen in-
novative Versorgungsstrukturen (u. a. integrier-
te Versorgung) abgestellt werden. 

– Diese Strukturen werden durch einen innova-
tionsfördernden ordnungspolitischen Rahmen 
(u. a. Selektivverträge) gefestigt.

In der Expertise von Rudolf Zwiener wird aus ma-
kro-ökonomischer Sicht1 davon ausgegangen, dass 
es sowohl von der Nachfrage- als auch von der 
Angebotsseite her betrachtet zu einem Anstieg 
der Gesundheitsausgaben kommen wird, der sich 
bei einer seriösen Verwendung der Mittel positiv 
auf die Entwicklung der Beschäftigung auswirkt. 
Den steigenden Gesundheitsausgaben müssen 
entsprechende Einnahmen gegenüberstehen. In 
welcher Form eine Einnahmeerhöhung erfolgen 
könnte, wird vom Autor anhand eines makro-
ökonometrischen Modells des IMK mit drei Vari-
anten simuliert. Die Ergebnisse liegen jetzt vor. 
Wir bedanken uns bei ihm für sein Engagement 
und die konstruktive Zusammenarbeit.

1 Zu Finanzierungskonzepten aus mikroökonomischer Perspektive vgl. die ebenfalls im Rahmen dieses Projektes Soziale Gesundheits-
wirtschaft veröffentlichte Expertise: Stefan Greß 2010: Investitionsförderung für eine soziale und innovative Gesundheitswirtschaft – 
Bewertung unterschiedlicher Optionen, WISO Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung. Außerhalb diese Projektes zu Finanzierungsfragen aus 
makroökonomischer Perspektive vgl. Stefan Greß und Heinz Rothgang 2010: Finanzierungsreform der Krankenversicherung in Deutsch-
land – Vorschläge für ein Maßnahmenbündel jenseits der Kopfpauschale, WISO Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung.

Peter König
Leiter Gesprächskreis Sozialpolitik 

Friedrich-Ebert-Stiftung

Herbert Weisbrod-Frey
Bereichsleiter Gesundheitspolitik
ver.di Bundesvorstand, Berlin
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Dieser Beitrag untersucht die gesamtwirtschaft-
lichen Wirkungen verschiedener Varianten zur 
Finanzierung zusätzlicher Gesundheitsausgaben 
im Rahmen eines Projekts der Friedrich-Ebert-
Stiftung zur „Sozialen Gesundheitswirtschaft“. 
Ausgangspunkt ist der zukünftig steigende Bedarf 
an Gesundheitsdienstleistungen, der insbesondere 
durch die zunehmende Lebenserwartung und die 
sich verändernde Altersstruktur der Gesellschaft 
entsteht. Im Rahmen des Projekts „Soziale Ge-
sundheitswirtschaft“ wird nach sozialverträgli-
chen Finanzierungsformen gesucht. Gleichzeitig 
interessieren die Auswirkungen auf Wachstum 
und Beschäftigung, die von diesen Veränderun-
gen ausgehen. Diese Untersuchung wird im Fol-
genden mit Hilfe des makro-ökonometrischen 
Modells des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) durchgeführt.

Eingangs muss allerdings auf bestimmte Ein-
schränkungen der vorgenommenen Analyse auf-
merksam gemacht werden. So bleibt die Proble-
matik der unfairen Konkurrenz der PKV hier aus-
geklammert. Sie hat allerdings faktisch Bedeutung 
im Falle höherer Beitragssätze in der GKV, da dies 
die Abwanderung in Richtung PKV bei unverän-
derten Rahmenbedingungen verstärken dürfte. 
Auch unter diesen Gesichtspunkten könnte eine 
höhere Steuerfi nanzierung von Gesundheitsaus-
gaben bedeutsam sein. Grundsätzlich dürften al-
lerdings bei der Steuerfi nanzierung eher die Ver-
teilungsaspekte und weniger der Wettbewerbs-
aspekt im Vordergrund stehen. Die Kopfpauschale 
als Finanzierungselement bleibt hier aus metho-
dischen Gründen ausgeklammert. Sie lässt sich 

mit dem verwendeten makro-ökonometrischen 
Modell nicht so ohne weiteres abbilden. Faktisch 
steht dabei allerdings die Machbarkeit und Zu-
verlässigkeit eines steuerfi nanzierten Sozialaus-
gleichs in Frage. Zuletzt soll davor gewarnt wer-
den, die in der Pfl egeversicherung anstehenden 
demographischen Probleme mit einer (Teil-)Ka-
pitaldeckung lösen zu wollen (vgl. Logeay et al. 
2009). 

Vor der Diskussion der Effekte von Beitrags- 
und Steuererhöhungen auf Wachstum und Be-
schäftigung sollte man den Blick auf zwei grund-
sätzliche Probleme richten. Einmal darauf, dass 
in der gesetzlichen Sozialversicherung teilweise 
gesellschaftlich notwendige, aber versicherungs-
fremde Leistungen vom Kreis der Beitragszahler 
und nicht von der gesamten Gesellschaft über 
das Steueraufkommen fi nanziert werden. Und 
dann ein zweites wichtiges Problem, das nicht in-
nerhalb des Gesundheitssystems gelöst werden 
kann, nämlich das ungenügende Wachstum der 
Bruttolohn- und Gehaltsumme (BLG) in den ver-
gangenen 15 Jahren (vgl. Abb. 1). Das Zurückblei-
ben der Bemessungsgrundlage der gesetzlichen 
Sozialversicherung hinter dem Wachstum des no-
minalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) trug we-
sentlich zu deren Finanzierungsproblemen bei. 
In den einzelnen Bereichen der Sozialversiche-
rung wurde darauf unterschiedlich, häufi g aber 
mit Ausgabenkürzungen, reagiert. Wäre die BLG 
genauso gewachsen wie das BIP, dann wäre die 
gesetzliche Sozialversicherung weitgehend nach-
haltig fi nanziert gewesen. 

1. Vorwort
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Abbildung 1: 

Wachstum, Gesundheitsausgaben und alternative Bemessungsgrundlagen

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Den Sozialversicherungen wird von der Politik 
eine Vielzahl von Leistungen auferlegt, für die 
keine Äquivalenz zwischen Beitragszahlung und 
Leistung besteht, die aber teilweise durch Sozial-
beiträge gedeckt werden müssen. Diese Fehl-
fi nanzierung treibt die Beitragssätze hoch, erhöht 
die Lohnkosten der Arbeitgeber und reduziert die 
Nettoeinkommen der Arbeitnehmer. Sachgerech-
ter wäre es, solche Leistungen durch Steuern zu 
fi nanzieren und damit die Finanzierung auf eine 
breitere Basis zu stellen. Durch eine solche Verla-
gerung der Finanzierung dieser Leistungen von 
der Beitrags- auf die Steuerebene kann eine höhe-
re Verteilungsgerechtigkeit gewährleistet werden. 
Eine derartige Lösung hätte deutliche positive 
Wachstums- und Beschäftigungseffekte zur Folge 
(Meinhardt; Zwiener 2005). Darüber hinaus wür-
de durch die Entlastung der Sozialversicherungen 
diese wichtigste Säule der sozialen Absicherung 
stabilisiert. Gesellschaftspolitisch notwendige Leis-
tungen sollten nicht nur von den sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten, sondern vom Kreis 
der gesamten Steuerzahler fi nanziert werden. Eine 

stärkere Beitragsäquivalenz zukünftiger Leistun-
gen ist nicht nur „verteilungsgerechter“, sondern 
erhöht auch die Bereitschaft der jüngeren Erwerbs-
tätigen, sich nicht der Sozialversicherungspfl icht 
zu entziehen. 

Die schlechte wirtschaftliche Entwicklung 
während des letzten Jahrzehnts hat zusammen 
mit der Debatte zu den Folgen der Globalisierung 
dazu beigetragen, dass die einzelwirtschaftliche 
Sicht der Kostensenkung in Deutschland zum 
Dogma geworden ist. Das Bruttoarbeitsentgelt 
und die an das Arbeitsverhältnis anknüpfenden 
Sozialversicherungsbeitragsanteile der Arbeitgeber 
gehören naturgemäß zu den Kosten bestimmen-
den Faktoren. Die Versuche, die Sozialversiche-
rungsbeiträge zu stabilisieren oder zu reduzieren, 
erstreckten sich einerseits auf Leistungseinschrän-
kungen und andererseits auf die Verbreiterung der 
Einnahmenbasis bei unverändertem Zahlerkreis, 
wie z. B. die Erhöhung der Beitragsbemessungs-
grenze oder die Ausdehnung der Bemessungs-
grundlage (vgl. Leiber; Zwiener 2005).

2. Zur Frage von Steuer- und Beitragsfi nanzierung



Friedrich-Ebert-Stiftung

8

WISO
Diskurs

Mit Hilfe eines makroökonometrischen Modells 
soll im Folgenden untersucht werden, welche ge-
samtwirtschaftlichen Auswirkungen von in Zu-
kunft steigenden Ausgaben in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und den sie begleitenden 
Beitragssatzerhöhungen ausgehen werden. Für die 
Analysen wird hierzu das makroökonometrische 
Modell des IMK verwendet, das in jüngster Zeit  
für Prognosen (IMK-Arbeitskreis Konjunktur 2010) 
und eine Vielzahl von Analysen (Logeay et al. 
2009; Joebges et al. 2009) eingesetzt wurde. In 
diesem nach dem Fehler-Korrektur-Ansatz mit 
Quartalsdaten geschätzten Makromodell werden 
die Staatseinnahmen und -ausgaben disaggregiert 
erklärt. In dem Modell sind die Verwendungs-
komponenten des Bruttoinlandsprodukts (BIP), 
Einkommen und Preise, Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit endogen enthalten. Das Modell 
wird für Konjunkturprognosen und Analysen der 
Geld-, Finanz- und Lohnpolitik eingesetzt. Eine 
Teildokumentation und Hinweise auf weitere 
Analysen fi nden sich in einer Studie für das For-
schungsnetzwerk Alterssicherung der Rentenver-
sicherung Bund, in der die Zusammenhänge zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der konjunkturellen 
Entwicklung detailliert untersucht wurden (Mein-
hardt et al. 2009). Diese Modellvariante wird 
auch – modifi ziert – für diese Studie verwendet. 
Dabei sollen die Auswirkungen von Beitragssatz-
erhöhungen und Ausgabensteigerungen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung untersucht 
werden. Das hier verwendete detaillierte Modell 
kann allerdings wegen fehlender Daten derzeit 
nur für ex post Simulationen eingesetzt werden. 
Ergebnisse in der nahen Zukunft dürften sich 
aber kaum davon unterscheiden.

Einen ersten Anhaltspunkt für die Auswir-
kungen von Beitragssatzerhöhungen und Ausga-
bensteigerungen zeigen sich schon bei Multipli-
katoranalysen mit Hilfe des Modells (vgl. Truger 
et al. 2010). In den Szenarien wird jeweils ein 
dauerhafter fi skalpolitischer Impuls von nominal 
10 Milliarden Euro pro Jahr (also 2,5 Milliarden 
Euro je Quartal) angenommen.

Folgende Szenarien werden hier betrachtet:
(1) Erhöhung des Staatsverbrauchs (z. B. für Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung),
(2) Erhöhung der Lohn- und Einkommensteuer,
(3) Erhöhung der Sozialabgaben (z. B. für die ge-
setzliche Krankenversicherung).

Die sich aus den Simulationen ergebenden 
Multiplikatoren werden real – bezogen auf das 
Referenzjahr 2000 – berechnet, d. h. die Abwei-
chung des realen BIP von seinem Wert in der Ba-
sissimulation wird zur defl ationierten Abwei-
chung der Impulsvariablen von ihrem Wert in 
der Basissimulation ins Verhältnis gesetzt. Für die 
Defl ationierung wird auf der Einnahmenseite 
durchweg der BIP-Defl ator verwendet. Auf der 
Ausgabenseite ist es der Defl ator des Staatsver-
brauchs.

Es zeigt sich, dass die Multiplikatoren auf der 
Ausgabenseite tendenziell höher sind als auf der 
Einnahmenseite. Des Weiteren zeigen die Simu-
lationen, dass der Multiplikator in den meisten 
Fällen nach zwei bis drei Jahren seinen maxima-
len Wert erreicht und sich dann wieder verrin-
gert. Dieser maximale Wert beträgt beim Staats-
verbrauch 1,4, bei den Sozialbeiträgen -1,2 und 
bei den direkten Steuern -0,7. Insgesamt sind die 
Multiplikatoren des IMK-Modells etwas höher 
als die von manchen neoklassisch geprägten 
Modellen (z. B. OECD 2009).

3. Gesamtwirtschaftliche Modellsimulationen
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Neben den Wachstumseffekten alternativer 
Maßnahmen sind auch ihre Auswirkungen auf 
die Beschäftigung von zentraler Bedeutung. Die 
Beschäftigungswirkungen sind bei Ausgabenän-
derungen höher als bei Einnahmenänderungen. 
So betragen sie bei Veränderungen der öffent-
lichen Konsumausgaben 300.000 Personen. Die 
geringsten Beschäftigungs wirkungen sind bei den 
direkten Steuern zu verzeichnen (-100.000 Perso-

nen), bei der Erhöhung der Sozialbeiträge ist der 
maximale Beschäftigungseffekt – absolut betrach-
tet – etwas höher (-140.000 Personen). 

Ausgehend von den Multiplikatoreffekten 
würde man bei einer kombinierten Erhöhung der 
Ausgaben der Krankenversicherungen und gleich-
zeitigen Beitragssatzsteigerungen bzw. Steuererhö-
hungen positive Wachstumseffekte und insbeson-
dere deutliche Beschäftigungsgewinne erwarten.
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4. Beitragssatzerhöhung in der gesetzlichen Krankenversicherung 

 zur Finanzierung zusätzlicher Leistungen

Im ersten Schritt wird zunächst eine Simulation 
durchgeführt, bei der der Beitragssatz um einen 
Prozentpunkt angehoben wird – aufgespalten je 
zur Hälfte für den Beitragssatz der Arbeitnehmer 
und den der Arbeitgeber – und die Mehreinnah-
men, die für Sachmittel und zusätzliche Beschäf-
tigte im Gesundheitswesen ausgegeben werden. 
Dabei wird unterstellt, dass auch im Gesundheits-
sektor permanent zusätzliche Produktivitätseffek-
te erzielt werden, die auf der einen Seite die Kos-

ten dämpfen, gleichzeitig aber auch einen Teil 
der zusätzlichen Beschäftigungseffekte wieder re-
duzieren. 

Das Bruttoinlandsprodukt steigt in dieser 
Simulation deutlich über sein Niveau in der Basis-
simulation, und die zusätzlich Beschäftigten im 
Gesundheitssektor regen den privaten Verbrauch 
an (Abbildungen. 2a, 2b, 2c). Insgesamt stellt sich 
ein deutlicher positiver Wachstumseffekt – trotz 
des Beitragssatzanstiegs – ein. Das reale Brutto-

Abbildung 2a: 

Höhere Beitragssätze zur Finanzierung höherer Gesundheitsausgaben

(Abweichungen gegenüber Status quo in Mrd. € pro Quartal, 1.000 Personen pro Quartal bei den 

Beschäftigten, bzw. Indexpunkte beim Preisindex des privaten Konsums)
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Abbildung 2b: 

BIP, real
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Abbildung 2c: 

Abhängig Beschäftigte

Arbeitnehmerentgelt

Privater Konsum, Preisindex (kalk.)
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Quelle: Simulationen mit dem Konjunkturmodell des IMK. 
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inlandsprodukt steigt am Anfang sogar leicht 
stärker an als die zusätzlichen Gesundheitsaus-
gaben, obwohl die zusätzlichen Ausgaben nicht 
über Kredite, sondern über Beiträge fi nanziert 
werden. Langfristig sinken die induzierten 
Wachstums effekte dann leicht, weil die Beitrags-
satzsteigerungen sowohl die Preise erhöhen als 
auch die Exporte reduzieren. Die höheren Preise 
dämpfen dann auch den privaten Verbrauch. Das 
Beschäftigungsniveau liegt mittelfristig um gut 
100.000 Personen höher als unter Status quo Be-
dingungen. Doch die realen Nettolöhne pro Kopf 
liegen gleichzeitig unterhalb des Niveaus in der 
Basissimulation, die die Status quo Situation ab-
bildet. 

In einem Gutachten für den Sachverständi-
genrat für die Konzertierte Aktion im Gesund-
heitswesen wurde bereits im Jahr 1996 den ge-
samtwirtschaftlichen Wirkungen von Beitragssatz-
erhöhungen und Ausgabensteigerungen – damals 
für Westdeutschland – nachgegangen (Zwiener 
1996). Auch damals zeigten sich positive Wachs-
tums- und Beschäftigungseffekte, die denen der 
anderen Träger der sozialen Sicherung sogar über-
legen waren, weil in der Krankenversicherung 
weit überwiegend direkte Ausgaben für Personal 
und Sachmittel im Unterschied zu den Transfer-
zahlungen in den anderen Zweigen der sozialen 
Sicherung wirksam werden.
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5. Höhere direkte Steuern zur Finanzierung höherer 

 Gesundheitsausgaben

Im nächsten Alternativszenario werden die Aus-
gabensteigerungen im Gesundheitswesen statt 
über höhere Beiträge nun über zusätzliche direkte 
Steuern – Erhöhung der Lohnsteuer und der Ein-
kommensteuer – zum Abbau von gesellschaftlich 
notwendigen versicherungsfremden Leistungen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung fi nan-
ziert. Man kann anhand von Ergebnissen der EVS 
zeigen, dass über die Einbeziehung von Steuer-
mitteln „gerechtere“ Verteilungseffekte erreicht 
werden können (Meinhardt; Zwiener 2005). Zu-
dem werden die Arbeitskosten der Unternehmen 
weniger erhöht und es stellen sich kaum Preis-
effekte ein. Gleichzeitig übersteigt das reale Brutto-
inlandsprodukt dauerhaft die zusätzlichen Ge-

sundheitsausgaben. Letztlich wird das Wachstum 
durch die Einbeziehung höherer Einkommen bei 
der Finanzierung der Gesundheitsausgaben we-
niger stark gedämpft als bei der Beitragsfi nanzie-
rung (vgl. Abb. 3a, 3b, 3c).

Ein besonderes Problem bei der Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung stellte im 
letzten Jahrzehnt das Zurückbleiben der Lohn-
entwicklung hinter der Entwicklung des Brutto-
inlandsprodukts dar. Damit reichten die Beitrags-
einnahmen nicht mehr zur Finanzierung der Aus-
gaben bei unveränderten Beitragssätzen aus. Die 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung 
entwickelten sich dagegen weitgehend parallel 
zum Bruttoinlandsprodukt.

Abbildung 3a: 

Höhere direkte Steuern zur Finanzierung höherer Ausgaben im Gesundheitswesen

(Abweichungen gegenüber Status quo in Mrd. € pro Quartal, 1.000 Personen pro Quartal 

bei den Beschäftigten, bzw. Indexpunkte beim Preisindex des privaten Konsums)
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Abbildung 3b: 

BIP, real
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Abbildung 3c: 
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Quelle: Simulationen mit dem Konjunkturmodell des IMK. 
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6. Höhere Beitragssätze zur Finanzierung höherer 

 Gesundheitsausgaben und „normale“ Lohnsteigerungen

Im Folgenden sollen gleichzeitig zur beitrags-
fi nanzierten Ausgabenerhöhung im Gesundheits-
wesen die Löhne etwas stärker zulegen – mit Stei-
gerungsraten, die um jährlich einen Prozentpunkt 
höher ausfallen als die tatsächlichen Lohnerhö-
hungen im vergangenen Jahrzehnt. Orientierung 
für eine alternative Lohnsetzung bilden dabei 
sowohl der mittelfristige Produktivitätsanstieg 
(rund 1 Prozent pro Kopf) als auch die Zielinfl a-
tionsrate der Europäischen Zentralbank (EZB) 
von knapp 2 Prozent. Bei gesamtwirtschaftli-
chen Lohnerhöhungen in der Größenordnung 
von rund 3 Prozent würde das Stabilitätsziel der 
EZB von den deutschen Lohnsteigerungen nicht 
verletzt. Gleichzeitig  würde Deutschland bei sol-
chen Raten nicht an preislicher Wettbewerbsfä-
higkeit innerhalb der EWU verlieren. Wären die 
nominalen Effektivlöhne (pro Kopf) entsprechend 
der oben formulierten Lohnlinie seit Beginn der 
EWU erhöht worden, dann wäre das Lohnniveau 
pro Kopf deutlich höher ausgefallen. Die dadurch 
induzierten Preissteigerungen hätten einen Teil 
der Nominallohnsteigerungen allerdings real nicht 
wirksam werden lassen. Aber immerhin wären 
die Reallöhne immer noch deutlich gewachsen. 
Tatsächlich waren die Reallöhne pro Kopf im letz-
ten Jahrzehnt sogar zurückgegangen, legt man 
den Defl ator des privaten Konsums zugrunde.

Bei einer solchen Unterstützung durch die 
Lohnpolitik käme es zu einem deutlichen Ein-
nahmenzuwachs bei den Krankenkassen, den an-
deren Trägern der Sozialversicherung und den 
Gebietskörperschaften. Gleichzeitig würden aller-
dings auch im Gesundheitswesen und in den 
 anderen öffentlichen Bereichen die Personalkos-
ten stärker wachsen. Dennoch würde der Staat in 
einer solchen Konstellation Überschüsse erwirt-
schaften, die er für zusätzliche Ausgaben im so-
zialen Bereich, insbesondere im Gesundheitssek-
tor – steuerfi nanziert – ausgeben könnte. Genau 
dies wird in den Abbildungen 4a, 4b, 4c simuliert.  
Dies würde das Wachstum noch einmal zusätz-
lich anheben. Die Beschäftigung könnte so dauer-
haft um rund 300.000 Personen zulegen. Durch 
die höheren Löhne und die gestiegene Beschäf-
tigung  würde der private Verbrauch erheblich 
profi tieren. Gleichzeitig fi ele der Zuwachs bei den 
Exporten entsprechend niedriger aus. Damit wür-
de Deutschland auch einen Beitrag leisten zur Er-
höhung der Binnennachfrage und Stabilisierung 
der Europäischen Währungsunion, indem mehr 
importiert würde und die Exportsteigerungen 
 etwas geringer ausfi elen. Auch Deutschlands Ein-
kommensverteilung wäre nicht so ungleich, wie 
sie es heute ist.
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Abbildung 4b: 
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Abbildung 4a: 

Höhere Beitragssätze zur Finanzierung höherer Gesundheitsausgaben 

und „normale“ Lohnsteigerungen 

(Abweichungen gegenüber Status quo in Mrd. € pro Quartal, 1.000 Personen pro Quartal 

bei den Beschäftigten, bzw. Indexpunkte beim Preisindex des privaten Konsums)
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Abbildung 4c: 

Abhängig Beschäftigte
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Wirkungen höherer Löhne auf Wachstum und Verteilung2 

Bis zur Finanzmarktkrise hatte sich Deutschlands Wirtschaft im letzten Jahrzent im Vergleich zu 
seinen europäischen Partnerländern unterdurchschnittlich entwickelt. Schaut man sich die Struk-
tur näher an, dann fällt die extrem schwache Entwicklung der Binnennachfrage auf, die in völli-
gem Kontrast zu der außergewöhnlich guten Exportentwicklung steht. Deutschland gewann in 
den Jahren bis 2009 mehrmals den Titel des Exportweltmeisters. Dieser Titel wurde mit niedrigen 
Lohnzuwächsen und phasenweise sogar Reallohnrückgängen erkauft, die die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft maßgeblich gestärkt haben. Gleichzeitig hat sich damit die Einkom-
mensverteilung deutlich von den Arbeitnehmern hin zu den Gewinneinkommensbeziehern ver-
schoben. Die niedrigen Lohnzuwächse wurden u. a. mit dem Globalisierungsdruck begründet. 
Diesem sind die anderen europäischen Länder aber genauso ausgesetzt. Die anderen Länder haben 
zumeist die Situation aber deutlich besser gemeistert. Letztlich spiegeln die niedrigen deutschen 
Nominallohnzuwächse im Wesentlichen das Ergebnis von Lohnverhandlungen wider. In den 
niedrigen Lohnsteigerungen kommt die begrenzte Verhandlungsmacht der Gewerkschaften zum 
Ausdruck. Verstärkt wurde diese Situation einerseits durch die Finanzpolitik mit ihren Sparbemü-
hungen und Umverteilungsmaßnahmen, die die Arbeitnehmer belasteten, und andererseits durch 
die Arbeitsmarktpolitik mit ihren Deregulierungsmaßnahmen und der damit verbundenen Aus-
weitung an geringfügiger Beschäftigung und Zeitarbeit. Hinzu kam eine über weite Strecken nega-
tive Lohndrift, die die Ergebnisse der Tarifverhandlungen noch zusätzlich reduzierte.  

Quelle: Simulationen mit dem Konjunkturmodell des IMK. 

➝

2 Vgl. ausführlich Joebges et al. 2009.
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Wie in Abbildung 5 zu sehen ist, haben die anderen EU-Länder diese Situation insgesamt deutlich 
besser gemeistert als Deutschland. In Volkswirtschaften, die sich durch einen hohen gesamtwirt-
schaftlichen Wohlstand auszeichnen, können auch hohe Löhne gezahlt werden. Der wirtschaftli-
che Erfolg eines Landes und ein hohes Lohn- bzw. Arbeitskostenniveau sind untrennbar miteinan-
der verbunden. Diesen Zusammenhang verdeutlicht ein Vergleich der wirtschaftlichen Entwick-
lung Deutschlands mit Ländern, die in den vergangenen Jahren ähnlich hohe Arbeitskostenni-
veaus aufwiesen: Frankreich, Finnland, Großbritannien, die Niederlande und Österreich liegen 
mit ihren Arbeitskosten in der Privatwirtschaft  sehr nah am deutschen Niveau. All diese Länder 
verzeichneten aber seit Beginn der Währungsunion stärkere Zuwächse bei den Arbeitnehmerent-
gelten als Deutschland. 

Entgegen der häufi g vertretenen These, dass sich geringe Lohnzuwächse förderlich auf die Beschäf-
tigung auswirken, zeigt ein Blick auf Abbildung 5, dass dieser Zusammenhang empirisch nicht zu 
beobachten ist. Das Gegenteil ist der Fall: So verzeichnet Deutschland trotz extrem niedriger Lohn-
zuwächse die schlechteste Entwicklung der Beschäftigung – unabhängig davon, ob man sie in 
Personen oder Stunden misst. Letztlich ist nicht das Niveau der Arbeitskosten, sondern die Stärke 
des Wirtschaftswachstums für die Beschäftigungsentwicklung eines Landes ausschlaggebend. Und 
zu niedrige Lohnzuwächse behindern das Wachstum. Höhere Lohnzuwächse in den anderen Län-
dern und die bessere Beschäftigungsentwicklung gehen einher mit einem stärkeren Konsum -
anstieg dort. Der „Preis“ dafür ist eine schwächere Entwicklung der Exporte, jedenfalls im Ver-
gleich zu Deutschland. 

Hat sich nun der deutsche Weg geringer Lohnzuwächse zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
insgesamt ausgezahlt? Anscheinend nicht, denn vergleicht man die Wachstumsentwicklung der 
betrachteten Ländergruppe mit vergleichbaren Lohnkostenniveaus, bildet Deutschland das 
Schlusslicht. Die höheren Lohnzuwächse der anderen Länder haben dort insgesamt zu höherem 
Wachstum geführt. Der Grund dafür ist, dass die durch die Lohnzurückhaltung erhöhte Wettbe-
werbsfähigkeit zwar die Exporte fördert. Gleichzeitig wird damit jedoch die Binnenwirtschaft ge-
schwächt, da sich die Einkommen der Beschäftigten entsprechend gering entwickeln. 

Für kleine offene Volkswirtschaften mit sehr hohen Export- und Importquoten wie z.B. die Nieder-
lande kann das eine erfolgreiche Strategie sein, auch wenn sie für die Nachbarländer mit Nachtei-
len verbunden ist: So wurden 2004 und 2005 in den Niederlanden nur mäßige Lohnanstiege ver-
einbart, die  direkt die Wettbewerbsfähigkeit des Landes erhöhten und so die Exporte deutlich 
ankurbelten. Trotz der damit einhergehenden Konsumabschwächung stieg das Wachstum in der 
Folge deutlich. 

Für ein großes Land wie Deutschland funktioniert eine solche Strategie aber nicht, da die Wachs-
tumsgewinne vom Export nicht die Verluste aus der Binnenwirtschaft kompensieren können. 
Dazu ist die Bedeutung des privaten Verbrauchs am gesamten Bruttoinlandsprodukt zu hoch. Im 
Vergleich zu Ländern mit höheren Lohnsteigerungen verzeichnete Deutschland daher seit Beginn 
der Europäischen Währungsunion das geringste Wirtschaftswachstum, zumal innerhalb einer 
Währungsunion geringere Lohn- und damit einhergehende niedrigere Preiszuwächse auch zu 
überdurchschnittlichen Realzinsen führen.

➝
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Abbildung 5: 

Wirtschaftliche Entwicklung in ausgewählten Ländern
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Die gesamtwirtschaftlichen Effekte höherer Ge-
sundheitsausgaben sind positiv. Die in Zukunft 
steigenden Ausgaben in der personalintensiven 
Gesundheitswirtschaft werden das Wachstum und 
die Beschäftigung erhöhen. Allerdings kommt es 
unter verteilungspolitischen Aspekten darauf an, 
diese zusätzlichen Ausgaben gerecht zu fi nanzie-
ren, um damit zu vermeiden, dass sich in Deutsch-
land eine Zwei- bzw. Drei-Klassen-Medizin verfes-
tigt. Eine Finanzierung über direkte Steuern wäre 

7. Fazit

dabei unter Verteilungsgesichtspunkten der bis-
herigen Beitragsfi nanzierung überlegen. Hilfreich 
wären auch „normale“ gesamtwirtschaftliche 
Lohnsteigerungen, die sich am Infl ationsziel der 
EZB und dem trendmäßigen Produktivitätsfort-
schritt orientieren. Solche Lohnsteigerungen wür-
den das Beitragsaufkommen der Kranken- und 
Pfl egeversicherung, aber auch der anderen Zwei-
ge der Sozialversicherung stabilisieren. 
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